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AG Recht

Verantwortungsgemeinschaft nur mit
sozialer Absicherung
Jan Plobner, zuständiger Berichterstatter:

Mit der Verantwortungsgemeinschaft sollen Konstellationen von Menschen
rechtlich  abgesichert  werden,  die  nicht  in  einem romantischen Verhältnis
zueinanderstehen, die aber dennoch längerfristig Verantwortung füreinander
übernehmen wollen. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt grundsätzlich die
Einführung  dieser  Verantwortungsgemeinschaft  als  Erfüllung  einer
Vereinbarung im Koalitionsvertrag. Doch auch diese neue Rechtsform muss
im Konfliktfall Sicherheit bieten.

„Spätestens  seit  Kernfamilien  2020  das  durch  Kontaktbeschränkungen  geprägte
Weihnachtsfest zusammen feiern durften, aber andere ‚Wahlfamilien‘ getrennt waren,
ist eindeutig: Die Verantwortungsgemeinschaft kann eine klaffende Lücke schließen und
Lebensrealitäten absichern, die bisher rechtlich außen vor waren. Insofern ist dieses
Instrument überzeugend. Es kann für ganz unterschiedliche Konstellationen Bedeutung
haben, ob für die oft erwähnte Alters-Wohngemeinschaft, Patchworkfamilien oder einen
engen queeren Freundeskreis. Für all  diese Fallgruppen muss die rechtliche Lösung
universell passen, das erfordert noch sorgfältige Beratungen. Unsere Aufgabe ist dabei
aber  auch,  einen  klaren  rechtlichen  Mehrwert  zu  schaffen,  gegenüber  vorhandenen
Möglichkeiten,  gegenseitige  Vollmachten  notariell  beglaubigen  zu  lassen.

Verantwortungsübernahme  bedeutet  zudem  immer  auch  unbezahlte  Care-Arbeit.
Deshalb  halten  wir  von  der  SPD-Bundestagsfraktion  es  für  schwierig,  die
Verantwortungsgemeinschaft  mit  maximaler  Flexibilität  auszustatten,  wie  es  der
Justizminister  möchte:  In  Frankreich  können  wir  seit  der  Einführung  eines
vergleichbaren Gesetzes (PACS) beobachten, dass in der Regel Frauen weiterhin die
unbezahlte  Care-Arbeit  übernehmen  –  und  dann  finanziell  sprichwörtlich  im  Regen
stehen, wenn sich die Gegenseite einseitig und unvorhergesehen aus der Gemeinschaft
zurückzieht. Das darf uns in Deutschland nicht passieren. Deshalb werden wir in den
Beratungen  darauf  hinarbeiten,  Mechanismen  zur  Absicherung  einzubauen.  Die
Übernahme  von  Verantwortung  für  andere  Menschen  ist  eine  tolle  Sache  –  auch
gesellschaftlich. Aber ihre rechtliche Ausgestaltung muss vor Ausbeutung schützen.“
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